
464 Neue Justiz 10/81

dem Rechtsruck in Großbritannien beigetragen —, werden 
diese Organisationen durch die Kommunistische Partei 
Großbritanniens, durch gewerkschaftliche und antifaschisti­
sche Vereinigungen bekämpft.41

Angesichts der gewachsenen neofaschistischen Umtriebe 
in verschiedenen kapitalistischen Ländern kommt der Reso­
lution 35/200 der UN-Vollversammlimg42 besondere Bedeut 
tung zu, denn sie fordert alle Staaten u. a. dazu auf, Maß­
nahmen gegen Aktivitäten solcher Gruppen und Organisa­
tionen zu ergreifen, die Rassenhaß und rassistische 
Intoleranz praktizieren. Ein Mitgliedstaat der Antirassis- 
mus-Konvention müßte dieser Forderung vorbehaltlos 
zustimmen können; um so erstaunlicher ist es, daß sich 
Großbritannien bei der Abstimmung über die Resolution 
35/200 der Stimme enthielt und rassistische sowie neofa­
schistische Organisationen als „einige unbedeutende 
Gruppen kranker Individuen“ verniedlichte.43 Ganz abge­
sehen davon, daß man sich wundert, wieso „kranke 
Individuen“ in Großbritannien mit eigenen Organisationen 
an Wahlen teilnehmen können (und auch Stimmen bekom­
men), muß diese Position nicht als förderlich für die Ver­
wirklichung des Art. 4 der Antirassismus-Konvention ange­
sehen werden.

Zur Bekämpfung von Rassenvorurteilen

In engem Zusammenhang mit Art. 4 steht Art. 7 der Anti- 
rassismus-Konvention, der die Staaten verpflichtet, „unver­
zügliche und wirksame Maßnahmen, insbesondere auf dem 
Gebiet des Unterrichts, der Bildung, der Kultur und der 
Information, zu ergreifen, um die Vorurteile, die zur 
Rassendiskriminierung führen, zu bekämpfen und Verstän­
digung, Toleranz und Freundschaft unter den Völkern und 
rassischen und ethnischen Gruppen zu fördern“.

Die britische Regierung hat sich wiederholt sehr aus­
drücklich zu dieser Bestimmung bekannt44, so daß der 
Eindruck entstand, sie wolle allein durch Bildungs- und 
Erziehungsmaßnahmen die Rassendiskriminierung -über­
winden. Zu Recht wies deshalb das •sowjetische CERD- 
Mitglied Tarassow darauf hin, daß man die Rassendiskri­
minierung nicht in erster Linie als gegen das Individuum 
gerichtet ansehen kann, sondern als* * 1 11 Gefahr für die ganze 
Gesellschaft. Deshalb müßten Maßnahmen auf dem Ge­
biet der Bildung und Erziehung zur Überwindung von 
Rassenvorurteilen sinnvoll durch strafrechtliche Sanktio­
nen gegen Rassismustäter ergänzt werden.45

Darüber hinaus stellt sich allerdings die Frage, wie die 
britische Regierung bei ihrem Hochrüstungskurs, der sich 
in drastischen Sparmaßnahmen im sozialen Bereich sowie 
auch und gerade dm Bildungswesen niederschlägt, Bildungs­
aktivitäten finanzieren will. Die kapitalistische Praxis 
lehrt, daß gerade rassische und ethnische Minderheiten 
zuerst unter Einsparungen zu leiden haben.

*

Alle Ansätze auf dem Gebiet des Rassismusverbots stoßen 
also in Großbritannien schon im Stadium ihrer Planung an 
die Grenzen des imperialistischen Systems, das angesichts 
seiner allgemeinen Wirtschafts- und Gesellschaftskrise nur 
in sehr beschränktem Maße Rassengleichheit gewähren 
kann.

Es kann daher in keiner Weise verwundern, wenn die 
Commission for Racial Equality in ihrem Bericht für 1980 
eine sehr pessimistische Bilanz zieht Der Bericht enthält 
die Feststellung, daß „die Zahl der Angriffe auf Angehörige 
farbiger Minderheitsgruppen deutlich zugenommen“ hat.46 
Es werden Beispiele von Bedrohungen und Gewaltanwen­
dung genannt; als Ursache für das Ansteigen werden die 
hohe Arbeitslosigkeit, die wie ein Zünder wirke, und die 
zunehmende Aktivität rassistischer Organisationen ange­
führt.

Wenn selbst eine staatlich eingesetzte Kommission zu 
solchen Feststellungen gelangt, dann erhebt sich die Frage, 
welche Maßnahmen die britische Regierung zur Sicherung

der Menschenrechte ergreift. Bislang hat jedoch nur die 
Kommunistische Partei Großbritanniens eine eindeutige 
Stellungnahme abgegeben und auf die Verantwortung der 
Regierung für den grassierenden Rassismus hingewiesen: 
„Die schwarzen Menschen ... werden auf Grund ihrer 
Hautfarbe als Bürger zweiter Klasse behandelt Und der 
Rassismus ... ist gegenwärtig durch die Gesetzgebung der 
Regierung zur Einwanderung und zur Staatsangehörigkeit 
institutionalisiert.“ 47

Insgesamt ist somit festzustellen, daß die bisherigen 
Maßnahmen Großbritanniens nicht ausreichen, den völker­
rechtlichen Verpflichtungen zur Bekämpfung des Rassis­
mus und der Rassendiskriminierung gerecht zu werden.
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